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Die deutsche Frage in den sächsischen Kammern.
Herr v. Carlowitz und die erste Kammer.

„Das Ministerium erwartet mit Sehnsucht den Augenblick, wo cS sein Ver¬
fahre" in der deutschen Frage vor den Kammern rechtfertigen wird." So ohn-
gefahr ließ sich die Leipziger Zeitung, das Organ der Negierung, kurz vor dem
Beginne des Landtags vernehmen. Der Landtag trat zusammen, aber die erwartete
Vorlage blieb aus — die Sehnsucht des Ministeriums nach Rechtfertigungseines
Verfahrens mußte also wohl so groß nicht sein. Großer schien dessen Besorgnis;
wegen der Snmmnng der Abgeordneten in Betreff der deutschen Frage. Mit
schlechtverhehlter Aengstlichkeit suchte man die Einzelnen ansznsorschen, auch zu
gewinnen. Den phantasicrcicheu sprach man vou ncnen, großartigen Einigungö-
pläncn, vou der Gewiunung Oestreichs, von dem „europäischen Mittclreich von
70 Millionen." Die ängstlichen schreckte man durch bedeutsame Wiuke über eine
nicht zu vermeidende Kammcrauflösung,wenn in dieser wichtigen Frage die Mehr¬
heit sich gegen das Ministerium erklären sollte. Wieder andre glaubte mau durch
Zuvorkommenheiten aller Art zu bestechen. Die lebhafteste Sorge verursachte den
Minister» die Ungewißheit: wie sich Herr v. Carlowitz in dieser Sache zn ihnen
stellen werde. Herr v. Carlowih war bis zum Jahre 1846 der gewaltigste,
einflußreichste Redner in der ersten Kammer und als Führer der Aristokratie, ab¬
wechselnd bald der gcfürchtcte Gegner, bald der gewichtige Bundesgenosse der
Regierung gewesen. Nach dem Landtage Von 1845 — 4l> hatte der König ihu
iu das Ministerium berufen. Zur März 1848 mußte er mit diesem abtreten; doch
folgte ihm unter allen seinen Kollegen der geringste Haß und die größte Achtung
von Seiten der öffentlichen Meinung; sein offener, fester Charakter, seine zwar
aristokratischen, aber die kleinlichen burcaukratischen Maßstäbe seiner Kollegen weit
überragenden Ansichten nöthigten auch dem politischenGegner Anerkennungab,
und sein Benehmen bei der Krisis des März, dem man theilweise die unblutige
Lösung zuschrieb, sicherte ihm einen Anspruch auf die Dankbarkeit des Volkes, der,
wenn auch damals vou der hochgehenden Bewegung überflutet, doch bei wieder
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hergestellterBeruhigung der Gemüther zur Gcltuug kommen nwchte. Während
der drangvollen Zeiten 1848 uud 1849 hielt sich Carlowitz zurückgezogen, aber
bei den Wahlen zum Landtage als Candidat aufgestellt und für die erste Kammer
gewählt, nahm er die Wahl au, vbschou er inzwischen seine sämmtlichen Güter
im Sächsischen verlauft uud sich in Preußen angesiedelt hatte, also kaum noch
recht seiner bisherigen Heimath angehörte.

Dieser Mann nun, der durch Geburt und Reichthum zur höchsten Aristokratie
zählte, den diese so viele Jahre lang als ihren Führer verehrt hatte, der als
Nathgcbcr der Krone der Person deS Monarchen nahe gestanden, der allgemein
als der Vertreter streng conservativerGrundsätze galt, erklärte sich entschieden
gegen die Politik des Ministeriums in der deutschen Frage. Wie mau später er¬
fuhr, hatte er aus diesem Grunde im Mai 1849 den Auftrag abgelehnt, als Be¬
vollmächtigter Sachsens zu den Conferenzen in Berlin zn gehen; schon damals
traute er dem Minister des Auswärtigen „kein deutsches Herz" zu.

Die Agitation für den Buudesstaat unter Preußens Vorstand und die Oppo¬
sition gegen die, sich mehr und mehr nach Oestreich hinneigende Politik des Mini¬
steriums war bis dahin fast lediglich in den Händen von Mitgliedern und An¬
hängern der sogenaunteu Gvthaischen Partei gewesen. Der Landeswahlausschuß,
der im Sommer 1849 uuter Mitwirkung der beiden ehemaligen Märzminister Brauu
und Georgi znsammeuzutreten versuchte, wollte das Programm von Gotha zn
dem seinigeu machen; allein er löste sich unverrichteterSache auf, uud als die
Neste desselben im Octobcr vor. I. eine allgemeine Vcrsammluugvon Vertrauens-
mäuuern nach Niesa beriefen, da war der deutsche Gedanke so sehr vor dem
speciell sächsischen in den Hiutergruud getreten, daß lediglich der letztere, nicht
jener das entscheidendeMoment bei der Aufstellung von Candidaten abgab. Nur
in Leipzig hatte sich eine Partei gebildet, welche den Gedanken des deutschen
Bundcsstaates mit parlamentarischer Negieruug, also uuter den gegebenen Ver¬
hältnissen die Verfassung vom 26. Mai als Losungswort bei den Wahlen aus ihre
Fahne schrieb. Aber so schwach und vereinzelt war damals noch diese Richtung,
so wenig vermochte sie gegen die, nur auf Unterdrückung der Demokratie und auf
Unterstützung der Negierung um jeden Preis hiudrängendeBefangenheit der con-
servativen und specifisch sächsischen Partei auszukommen,daß sie genöthigt war,
gerade diejenigen ihrer Candidaten, die sie als die entschiedensten Vertreter der
deutschen Idee vorangestellthatte, fallen zu lassen,und neben einem einzigen sichern
und einem zweiten halbsichern Anhänger der Dreikönigsversassnng auch zwei Can¬
didaten mit in den Kauf zn nehmen und zu unterstützen, von denen der eine in
Bezug auf seiue deutsche Politik sehr zweifelhaft, der andere ein entschiedener
Großdcntscher war.

Auf dem Landtage selbst fanden die Gothaner für nothwendig, mit ihren
Wünschen etwas zurückzuhalten, um nicht ihrer eignen Sache zu schaden, wohl gar ,
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persönlicher Absichten beargwohnt zn werden. Zwar zeigten sich unter den Ab¬
geordneten stärkere nnd verbreiteter« Sympathien für den Bnndeöstaat, als man
anfänglich geglaubt; allein die Meisten schienen Bedenken zn tragen, damit offen
nnd entschlossen hervorzutreten; sie wünschten die Entscheidung so lauge als möglich
hinauszuschieben, und sahen es nicht gern, wenn Jemand sie zn einem festen Ent¬
schlüsse drängte. Die deutsche Frage ward daher im Club der Rechten während
der ersten Zeit wie ein Mli, inngere behandelt; ihretwegen hauptsächlich
unterblieb die Abfassung einer Adresse, weil man durch vorzeitiges Anrühren
dieser Frage deren Erfolg zu gefährden fürchtete. Anch "nachher wartete und
wartete mau, täglich dem Eintreffen der von der Regierung verheißenen
Vorlagen entgegensehend. Da warf Carlvwitz, wie zwei zündende Bomben,
erst seine Interpellation wegen dieser Vorlagen, dann seineu Autrag aus Wiedcr-
beschickung des VcrwaltnugsratheS und sofortige Wahlen zum Reichstage iu
die überraschten Kammern hinein. Carlowitz hatte sich geflissentlich von der
Partei der Rechten fern gehalten, daher auch Niemand in den Kammern von
seiner Absicht vorher in Kenntniß gesetzt war. Schon zuvor verlautete, daß die
Negieruug ihre Vorlage zunächst an die erste Kammer bringen werde. Dies ge¬
schah nun auch bald nach Einbringnng des Carlowiiz'schen Antrags. Das Mini¬
sterium mochte wohl seine guten Gründe Habens weshalb es der ersten Kammer
die Priorität in dieser Frage zuschob; es hatte, wie sich später auswies, nur zn
sicher berechnet, um wie viel besser seine Actien dort ständen als in der zweiten
Kammer. Die Bundesstaatspartei war mit ihrem Calcnl nicht so im Reinen; auch
erschien das Vorangehen des Herrn v. Carlowii; als ein für das Gelingen der
Sache so wichtiges Ereiguiß, daß man darüber vergaß, ob es nicht besser wäre,
der andern Kammer den Vortritt in dieser Sache zn verschaffen. Der Autoritäts¬
glaube uud die Rücksichtnahmenach obenhin, zwei in Sachsen vorzugsweise ver¬
breitete Eigenschaften, fanden im entschlossenen Austreten eines so hochgestellten
Mannes in dieser Frage eine starke Ermnthigung zum Betreten desselben Weges
uud eiuc Beschwichtigung der eignen Bedenken. Die Verdächtigung, welche bisher
rücksichtslos die Anhänger des Bundeöstaatö als verkappte „Wühler" oder als
„müßige, ehrgeizige Köpfe" verfolgt hatte, verstummte gegenüber einem Manne,
dessen cvnservative Gesinnuug nicht wohl in Zweifel zu ziehen nnd dessen bürger¬
liche Stellung nnd politische Vergangenheitvon der Art war, daß mau ihm eigen¬
süchtige, ehrgeizige Hintergedanken kaum unterlegen konnte.

So überließen denn die Verfechter' der Bundesstaatsidee in der zweiten
Kammer gern und neidlos diesem so erwünschten Bundesgenossen den Vortritt in
der gemeinsamen Sache. Nur um die Nachfolge der zweiten Kammer zu be¬
schleunigen, wählte man hier fast gleichzeitigmit der ersten Kammer einen außer-
ordeutlichen Ausschuß für die deutsche Frage.

Bald jedoch stellte sich als ziemlich zweifellosheraus, daß in der ersten
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Kammer eine Mehrheit für die Verfassung vom 36. Mai nicht zu erreichen sei.
Selbst unter der Rechten daselbst gingen die Ansichten über den in dieser Frage
einzuschlagenden Weg nach allen Richtungen hin auseinander. Da war zuerst
eine absolut ministerielle,halb großdeutsche, halb für daö specifische Sachsenthum
schwärmende Fractiou; da waren Andere, welche auf neue Offeubaruugcn von
Seiten des Ministeriums oder auf neue Ereignisse warteten, die plötzlich das ge¬
trennte „Mittelreich" zur Wahrheit macheu sollten, und darum jede Entscheidung
so lauge als möglich offen halten wollten; eine dritte Fraction sah zwar die Noth¬
wendigkeit des Buudesstaatcs ein, aber es schien ihr bedenklich, sich ohue Weiteres
dafür zu erklären; als gute Juristen von altsächsischem Schrot wollten sie allerhaud
Clauselu, Reservationenuud Fristen anbringen, um ja nichts zu übereilen; noch
ein Theil endlich hoffte auf eine Verstäudiguug mit Baiern und warute vor jedem
Schritte, der diese erschweren mochte. Derer, die, wie Carlo witz, entschieden
uud rücksichtslos direct auf das Ziel losgingen, gab eö nur eine sehr kleine Zahl.
Ohnedem war die Linke in der ersten Kammer verhältnißmäßig stärker, uud der
Rechten, wenn diese nicht ganz fest zusammenhielt, viel mehr überlegen als in der
zweiten Kammer.

Bei solchen Aussichten ward die Frage: welche von beiden Kammern zuerst
in der deutschen Frage Beschluß «fasseu solle, zu einer Lebensfrage für das Ge¬
lingen oder Mißlingen dieser Sache selbst. Daher ward in der Partei der Rechten
die Frage angeregt, ob es nicht gerathener sein mochte, durch Einbringung eines
besondern Antrags in der zweiten Kammer und schleimige Berichterstattungdes
Ausschusses darüber die Initiative der Berathung und Beschlußfassung dorthin zu
übertragen. Aber theils formelle Bedenken, theils der Widerspruch, deu die
Mitglieder der ersten Kammer dagegen erhoben, ließen den Gedanken nicht znr
Ausführung kommen. Indessen traten die Vorfälle des 7. Januar in Berlin da¬
zwischen, welche die gauze Bewegung nach dem BnndeSstaatehin für einen Augen¬
blick in's Stocken brachten. Durch sie ward auch das, was man bisher für sicher
halteu durfte, vou Neuem schwankend. Man konute jetzt ebensowenig in der
zweiten als in der ersten Kammer auf eine Mehrheit in der deutschen Frage mit
unr ewiger Zuverlässigkeit rechucu. Der Ausschuß der ersten Kammer stellte seiue
Arbeiten ein, ohnstreitig um die Entwickelungder Ereignisse abzuwarten; aber
auch der Ausschuß der zweiten Kammer schien wenig Neigung zu haben, inmitten
dieser Ungewißheit voranzugehen. So war man ans allen Seiten mehrere Wochen
lang unthätig.

Endlich, am 15. Februar, kam in der ersten Kammer der Bericht des Aus¬
schusses zur Verlesung. Er gewährte ein trostloses Bild von der Zerrissenheit der
Kammer in ihren Ansichten über die deutsche Frage. Der Ausschuß, aus fünf

-Personen bestehend, ging in vier verschiedene Richtnugeuauseinander, von denen
nur eine einzige zwei Mitglieder in sich vereinigte, aber auch dies nur dadurch,
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daß Carlowitz seine Anträge aufgegeben nnd sich denen deö Abgeordneten
Küttner angeschlossen hatte, welche freilich die präcise Fassung jener vermissen
ließen. Der Berichterstatter Schcnck wollte zwar eine Wiederbeschickung des
Verwaltungsrathes, aber zugleich „solche Abänderungsvorschläge zu dem Entwurf
vom 26. Mai, welche die Regierung nunmehr für nöthig erachte", und eine Mit¬
theilung des Resultates dieser Verhandlungen an die Kammer». Bis dahin sollten
die Anträge des Abgeordneten v. Carlowitz auf sich beruhen. Mammen (ein
Mitglied der ehemaligen Frankfurter Linken) verlangte die Berufung einer neuen
Rationalversammlung auf Grund des Wahlgesetzes vom 27. Mai 1849 zur Re¬
vision der in Frankfurt beschlossenen Versassung, insbesondere des „unausführbar
gewordenen" Abschnitts vom Rcichsoberhanpte. Ein zweites Mitglied der Linken,
gleichfalls ein ehemaliger Frankfurter, Joseph, „enthielt sich zur Zeit der
Stellung specieller Auträge", verfolgte also die beliebte Politik des Abwartcns.
Keiner der Antragsteller, außer dem Berichterstatter, hatte sich die Mühe genom¬
men, die Motive seiner Anträge nnd die entscheidenden Momente der Frage,
worüber Beschluß gesaßt werden sollte, iu schriftlicher Auöeiuauderselzuugder Kammer
vorzulegen. Uud doch wäre dies so uvlhig geweseu für eine Versammlung,
von welcher vielleicht mehr als die Hälfte noch ohne klare Vorstellung von der
eigentlichenSachlage, auch kaum im Stande war, eine solche aus den dickleibigen
nnd dennoch unvollständigen Vorlagen der Negierung zn gewinnen. Der Bericht
selbst war eine äußerst durstige Arbeit. Er schloß sich fast in allen Punkten den
Ansichten und Behauptungen der Regierung an, ohne tiefer eingehende selbst¬
ständige Prüfung, ohue höheres politisches und staatsrechtliches Urtheil; er hieß
Alles gut, was die Regierung gethan, ein paar unbedeutende formelle Aus¬
stellungen abgerechnet. Iu deu Kammeru eirculirte das Wihwort: eö sei eiu
Druckfehler auf dem Titel des Berichts; statt: „Berichterstatter Schcnck" müsse
eö heißen: „Berichterstatter Beust."

Die Verhandlungen begannen am 16. Februar; sie währten zwei Tage. Nur
drei Redner erklärten sich fest und bestimmt, ohue „Wcun's" »ud „Wie's", für
den Anschluß au Preußen, die beiden Antragsteller Küttner nnd v. Carlvwitz
und neben ihnen der Abgeordnete Kretschmar. Die Rede, in welcher v. Ear-
lowitz seine Auträge begründete, war ein vratorisches Kunstwerk im cdclsteu Style.
Die ganze altbewährte Meisterschaft des gewaltigen Redners leuchtete daraus her¬
vor, noch verklärt durch das Medium des großen patriotischen Gedankens, in dessen
reinem uud warmem Aether sich diese Rede bewegte. Iu seinem frühern parla¬
mentarischen Wirten war Herr v. Carlowitz durch seinen Staudpuukt, den des
historischen Rechts, vorzugsweise ans die Politik des Widerstandes gegen die vor¬
wärtsdrängenden TageSmeinuugen angewiesen. Die „Maßlosigkeit" des Jahres
1848 (wie er eö freimüthig nannte) fand daher begreiflicher Weise an ihm keinen
sonderlichen Freund und Bewunderer. Aber ein großer schöpferischerGedanke,
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der ans der wirren Bewegung jenes Jahres hell cmporlenchtete,riß anch seinen
Geist von der bloßen Abwehr hinweg nach einem positiven Ziele hin — der Ge¬
danke einer Neugestaltung Deutschlands im Siuue der Einheit uud eiuer praktischen
Freiheit, im Sinne des Bundesstaatcs mit coustitutivuelleuEinrichtungen nnd
starker einheitlicher Gewalt. Schon lange vor 1848 hatte Carlowitz in der
sächsischen Kammer dem altcu Bundestage den Fehdehandschuh hingeworfen, hatte
au zeitgemäße Befriedigung wohlbercchtigtcrnationaler Bedürfnissegcmahut —
leider vergebens. In den drangvollen Tagen des Mai 1849 zum König berufen,
nm ihn zn beratheu, nm selbst wieder an's Nndcr des Staates zu treten, soll er
(so sagt ein Gerücht, welches iu manchen Andcutuugen dieser neuesten Rede des
Herrn v. Carlowitz eiue Bestätigung zu siudeu scheint) von dem Widerstände gegen
die Reichsverfassuug abgemahnt habeu, wie wenig anch Inhalt nnd Ursprung der¬
selben seinen Grundsätzenentsprechen mochte. Als echter Staatsmann, den Blick
fest auf das hohe Ziel gerichtet, sah er über die Unebenheiten des Weges hinweg,
nnd sein starker Glaube an die Nothwendigkeitund iuuere Kraft des nationalen
Gedankens scheute auch vor solchen Formen nicht zurück, die vou seinem Stand¬
punkte aus ihm bedenkenerregcnd erscheinen mochten. Wie sehr mußte einen solchen
Geist das kleinliche Gebahren des sächsischen Ministeriums anwidern, diese diplo¬
matische Intrigue, dcreu höchster Zweck und Triumph dariu besteht, daß Nichts
zu Staude komme, nnd dereu Mittel eben so zwerghaft sind wie ihr Zweck?
Wie konnte er Gefallen siudeu au dem nebelhaften Schattenspiel großdeutschcr
Illusionen, au dicseu ewigeu „Vorschwebuugeu", die niemals Fleisch nnd Bein
werden, sondern nur dazu dienen sollen, den Blick zu verwirren nnd von dem
Ziele einer sestcu Gestaltuug Deutschlandsabzuziehen?

Scharf uud entschlossen trat Herr v. Carlowitz dieser schwankenden, trü¬
gerischen Politik des Ministeriums eutgegeu. „Das Warten auf Oestreich", begaun
er, „sagte ein bekannter preußischer Abgeordneter, ist der Tod der deutschen
Einheit; ich sage das Warteu aus Baieru, wie die Sachen jetzt liegen, nnd
wie ich die deutsche Einheit verstehe, vielleicht nicht minder. In diesen wenigen
Worten liegt bereits meine Abstimmung, liegt das Bekenntniß, daß das Ministerium
iu der deutschen Frage mein Vertrauen nicht besitzt." Und dann fuhr er fort:
„Noch will ich glaube», so schwer mir dies fällt, daß es dem Ministerinn!mit der
deutscheu Einheit in der Form eines Bundcöstaateö Ernst sei, daß es mit uns
einem Zwecke zustrebe und sich nur in der Wahl der Mittel zu diesem Zwecke
vergriffen habe; aber vergriffen hat eö sich darin, als es sich mit Preußen ent¬
zweite und die Idee ciues demuächst zn beschickenden Reichstags verwarf, das ist
meine feste, iuuige Ueberzeugung." Er schilderte sodann, wie nach dem Zerfallen
der Frankfurter Versammlung uud ihres Werkes Vielen, selbst vou Denen, die
anfangs nur auf jcuem Wege das Heil für Deutschlandgesehen, die Dreikönigs-
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Verfassung als der letzte Rettungsanker erschienen sei, an dem das strandende
Schiff der deutschen Einheit sich noch festhalten könne."

„Und gerade iu diesem Augenblicke allmäligcr Aussöhnung der öffentlichen
Meinung mit dem Dreikönigsbündniß, iu der Zeit kurz vor Eröffnung des-Land¬
tags, dessen Zustimmung man sich mit Recht vorbehalten hatte, tritt Sachsen
zurück, bricht mit einem Staate, dem es noch kurz zuvor die Rettung aus den
Händen der Anarchie verdankte, und nähert sich deu in vieler Beziehung uns
ferner stehenden süddeutschen Staaten."

Der Neduer beleuchtete hieraus die Geschichte des sächsischenVorbehalts.
Die rechtliche Giltigkeit desselbengab er zu, aber er leugnete, daß es politisch ge¬
wesen, ihn zn stellen, noch mehr von ihm Gebrauch zu machen. Das Erstere
habe, da der Vorbehalt doch nicht geheim bleiben konnte, das Zustandekommen
des Einigungswerkes gefährdet. Durch das Letztere sei Sachsen, indem eö weder
ganz vom Bündniß zurück treten, noch aber auch zu dessen Durchführung ferner
mitwirken wolle, iu eiuc völlig unhaltbare Lage gerathen. Sodann wird Oestreichs
und Baierns Stellung zum Bnndcöstaate besprochen. Die erstere faßte der Redner
in den Worten zusammen: „Oestreich läßt uns nur die Wahl zwischen eiuem
Deutschland ohne Oestreich, oder gesteheu wir uns offen: keinem
Deutschland." Von Baiern sagt er: „Baierns uuglückliche Halbheit zwischen
groß und klein wird es kaum jemals zu einem großartigen Entschlüsse kommen
lassen; der Nothwendigkeit aber wird auch Baiern sich fügen und Opfer bringen
müssen. Wer sich von Preußen lossagt, um sich an Baiem anzuschließen, der gebe
nur die deutsche Einheit auf! Baiern ist vielleicht stark genug, das, was geschehen
soll, ans eine Zeit laug zu hiudern, es ist aber nicht stark genug, selbstständig
zn schaffen."

Unter den Gründen der Regierung für ihren Widerstand gegen das völlige
Aufgehen im Buudesstaate, war eiucr, dessen scharfe Beleuchtung, wie man aus der
späteren Entgegnung des Ministers sah, dessen empfindlichste Stelle berührte:
„ES gibt ein Opser," sagte Carlowitz, „welches zu bringen, wie mir scheint,
der sächsischen Staatsregiernng unsäglich schwer fällt; ob dem sächsischenVolke?
das möchte ich noch bezweifeln. Es ist dies die Aufgcbung dcö Rechts, das Aus¬
land mit Gesandten zu beschicken. Aber mit Recht behauptet Preußen, daß diese
Befugniß der einzelnen deutschen Staaten der wuudeste Fleck im deutschen Staats¬
leben sei. Meine Herren! Was wir unter uns vou der dentscheu Einheit halten,
darauf kommt im Gauzen weniger au, aber darauf kommt im Interesse eines starken
und mächtigen Deutschlands unsäglich viel an, was das Ausland von dieser Ein¬
heit hält. Nie und uimmermehr aber wird das Auölaud an diese Einheit glauben,
wenn es neben den Gesandten des großen deutschen Bundesstaates auch noch die
Gesandten einzelner deutschen Staaten empfängt. Ich halte dafür, daß ein Ge¬
sandter eines einzelnen deutschen Staates nicht mehr nützen könne, als ein Ge-
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saudter des einigen starken Deutschlands; ich halte dafür — ich spreche dies offen
aus, daß nur dynastische Interessen in Frage sein können, wenn sich irgend
eine deutsche Negierung weigert, dem deutschen Bundesstaate gerade dieses Opfer
zu bringen." Natürlich führte diese Betrachtung den Redner sogleich zu einer
auderu, wegeu der Bcsvrguiß vor angeblichen Mediatisiruugsgelüstchi
Preußens. „Nein, uieiue Herren," rief er mit Bezug hieraus aus: „nicht sowohl
Preußens Vergrößeruugsgelüstc ist es, welches die Selbststäudigkeitder kleinen
deutschen Staateu gefährdet, ueiu! ist es etwas, so ist es das Mißbehagen des
deutschen Volkes an der meist so kleinlichen,so particularistischen und doch so
schwachen Politik der kleinern Negierungen, das Mißbehagen des deutschen
Volkes au der sogenanntenKleinstaaterei. Ist es etwas, was mit der Zeit auch
Sachsens Selbststäudigkeitgefährden könnte, so ist es das immer höher ansteigende
Ansgabenbudget, das zur Verarmung der Steuerpflichtigen sührt, so ist es eine
Heercsmacht, welche zu schwach ist, um uusere Selbststäudigkeitgegeu das Ausland,
wäre sie wirklich bedroht, zn vertheidigen, und doch zu stark, um uicht das Land
mit Abgaben zn erdrückeil und im Geheimen den Wunsch aufkommen zu lasseu,
daß es besser sei, sich au einen größern Staat anzuschließen."

Hier zum ersten Male brach ein Beifallsruf innerhalb der Kammer und aus
deu Gallerieu los, der sich bei den folgende»! Stellen dieser tresflicheu Nede iu
steigender Lebhaftigkeit wiederholte. Der Redner fuhr fort:

„Das siud die währcu Feiude der Selbststäudigkeitder kleinen Staaten, und
diese Feinde wird man am Besten dann entwaffnen, wenn man den Geist, der
Deutschland durchweht, zu begreifen vermag und ihm sein gebührendes Opser
bringt. Der Regent, der Vvlksstamm, welcher in diese Bahn rechtzeitig uud frei¬
willig eiuleukt, er wird noch am Meisten von seiner Selbststäudigkeit retten, wäh¬
rend diejenigen Regierungen, welche die Mahnungen der Zeit überhöre«, die
nächste Catastrophc, die über Deutschland hereinbricht, verschlingen wird." (Mehr¬
faches Bravo!)

Es folgte nuu Schlag auf Schlag. Jeder neue Nedesatz hob die Hörer
auf einen höhern Standpunkt, ließ sie die freiere Atmosphäre großer staats¬
männischeruud nationaler Gedanken athmen, entrückte sie mehr den engen An¬
schauungeneines kleinlichen ParticulariSmus. Das specifische Prcußenthum ist
eiues der Schlagwörter, womit man den sächsischen Patriotismus gegeu das preu¬
ßische Bündniß aufzustacheln sucht. Carlowilz, indem er dieses Sprachbild ent¬
larvte, hielt zugleich jenem beschränkten Sachsenthum den Spiegel vor, in dem es
seine eigenen Mängel erblicken sollte. „Ich gebe zn," sagte er, „daß eine gewisse
Partei in Prenßen ihre Zeit sehr schlecht wählt, um mit ihrem Prenßenthnm cm's
Licht zu treten, ich gebe zn, daß die Haltung dieser Partei sür die beitretenden
übrigen deutscheu Stämme etwas Verletzendes haben kann. Aber vergessen wir
auch nicht, daß der Natioualstolz Preußens seine Quelle zumeist in jener Zeit hat,
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wo Preußen in glorreichemKampfe vor allen andern deutschen Staaten das deutsche
Vaterland ans fremder Knechtschaft rettete; vergessen wir nicht, daß ein Natio-
nalstvlz — wollte Gott, er wäre mehr das Erbtheil der deutschen Nation, als
er es ist! — in die rechte Bahn geleitet, nur dem Gesammtvaterland zum Nutzen
gereicht. Denn, wenn die Flammen, welche jetzt in der Brust so manches Preußcu
für sein specifisches Preußeuthum lodern, einst in das deutsche Vaterland schlagen,
— und ich hoffe das gewiß — dann mögen Deutschlands Feinde feststehen."
(Lauter Beifall von vielen Seiten.)

Und jetzt, nachdem er alle Gründe, die gegen eine nähere Verbindung mit
Preußen aufgeführt werde», siegreich widerlegt, jetzt ergriff der Redner plötzlich
die Offensive und warf den Geguen» die Frage in's Gesicht: „Wer wußte denn
bisher etwas Besseres vorzuschlagen?" — „Oestreich? — Vergebens harrte man
auf Oestreich, es blieb stumm. Baiern? Vergebens glaubte mau, Baiern werde
den Steiu der Weisen gesunden haben, als einer seiner Staatsmänner sich ge¬
schäftig zwischen Wien und Berlin hin uud herbewegte und sich iu der Hoffnung
gefiel, der große Pacisicator Deutschlands zn werden. Baiern überschätzt seine
Kraft. Baiern wird es kaum weiter bringen, als zu einigen unreifen Vorschlägen
über Deutschlands Eiuiguug uach bairischem Zuschnitt. Sachsen? Vergebens glaubte
man, als die Regierung mit ihrer Vorlage über die deutsche Frage an die Kam¬
mern zauderte, Sachsens Regierung gehe mit einem großartigen Plane der Ver¬
einigung Deutschlands um, habe für denselben die übrigen deutschen Staaten
bereits gewonnen und werde nun mit diesem Plane vor die erstaunten Kammern
treten und den unbescheidenen Frager beschämen. Keiuecwegs! Sachsen beschränkt
sich in seiner Denkschrift auf einige magere Andeutungen über noch mit süddeutschen
Staaten zu pflegende Unterhandlungen. Was Sachsen nicht will, das lehrt nns
die Denkschrift; was Sachsen will, daö ist ein Räthsel, zu schwer für einen
OedypuS. Sehen wir gleichwohl, was Sachsens Negierung wollen könnte!
Will sie vielleicht eine» Staateubund statt eines Bund csstaates, einen
Staateubund, ausgerüstet mit allerlei liberalen Institutionen? Aber die Zeit ist
seitdem mächtig vorgeschritten, und, was vor wenig Jahren noch befriedigt hätte,
das genügt jetzt nicht mehr. Die sibyllinischen Bücher werden mit den Jahren
theurer. Oder will sie vielleicht das gesammtc Oestreich mit seiuen ungarischen,
czechischen, italienischen Provinzen in den deutschen Bundcsstaat ausnehmen? Aber
was ungarisch, czcchisch, italienisch ist, kann ja eben nicht deutsch sein. Oder will
sie Oestreich zwingen, seine Versassung vom 4. März aufzugeben, um wenigstens
mit seiuen deutschen Landestheilen in Deutschland aufzugehen? Aber es scheint
das eben Oestreich nicht zu wollen, vielmehr an seiner Verfassung festzuhalten.
Oder will sie endlich, die Hand in den Schooß gelegt, unthätig harren, bis sich
sämmtliche deutsche Regierungen gleichzeitig in einem und demselben Einigungs-
plane zusammenfinden? Glaubt sie, die deutsche Einheit werde, wie Pallas ans

Grcnzvote».II. 1850. - 2
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Jupiters Haupte entsprungen, urplötzlich eines schönen Morgens in aller ihrer
Glorie vor uns stehen?" (Vielfacher Beifall.)

„Nein, meine Herren, wohin man auch die Blicke wendet, immer scheint es,
als ob der preußische Entwurf — freilich nur als ein Uebergang und
noch nicht als ein vollendetes Ganzes, ich betone diese Worte, weil sie
ein Angelpunkt meines Vortrags sind — den Vorzug verdiene. Möglich, daß es
auch Preußen nicht gelingt, ciu einiges Deutschland herzustellen. Aber das hat
mich die Denkschrift gelehrt, daß Preußen vor allen andern deutschen Staaten der
thätigste gewesen ist, in Verwirklichung der Idee einer deutschen Einheit, daß Preußen
nie müde geworden ist, neue uud immer ncne darauf abzweckendeVorschläge.auf
die Bahn zu bringen, nud durch Einberufung des Reichstags den ersten thatsäch¬
lichen Schritt vorwärts thut. Andererseits dagegen, meine Herren, vernahm ich
nur Phrasen, Phrasen über Deutschlands Einheit, die, wenn sie nicht bald zn
Thaten werden, nachgerade anfangen, die Gednld des deutschenVolkes zu.ermüden,
nud uns vor dem Auslande lächerlich zu machen. Und Zeit ist es, hohe Zeit,
daß man von Worten zu Handlungen übergehe, damit nicht der Dämon der
Revolution erwacht, nud gestärkt durch deu Mißmuih der in ihren edelsten Hoff¬
nungen abermals getäuschten Nation das Vaterland in'S Verderben stürzt. Noch
thürmen sich freilich dem preußischen Entwurf Hindernisse von innen nnd außen
mächtig cutgcgcn, aber noch kann das Werk gelingen, wenn man nur unter Be¬
nutzung der Erfahrungen, die daö maßlose Treiben des Jahres 48-58 an die
Hand gegeben hat, wenn man nur srei von jeder Stammeseifersucht, frei von
dynastischen Gelüsten schnell uud mulhig die Hand an's Werk legt! Denn der
Kreuzzng nach dem gelobten Lande der deutschen Einheit, das kann nun einmal
nur der noch leugnen, der mit Blindheit geschlagen ist, er hat begonnen, und ob,
wie damals im Mittelalter, die ersten ungeregelten Schaareu, die sich in Bewegung
setzten, durch ihreu maßlosen Ungestüm zn Grunde gingen, ehe sie ihr Ziel
erreichten, — der große Gedanke der deutschen Einheit, er lebt noch fort im
Kerne der Nation nnd wird nicht ersterben. Darum, meine Herren, lenken wir
in deu alten Staatenbnnd wieder ein und harren anderweit 35 Jahre auf ein
einiges und starkes Deutschland, oder geben wir ein großartiges Beispiel, das
uicht ohne Nachahmung bleiben wird, schließen wir uns Prenßen nnd seinen Ver¬
bündeten an, und beschicken anch wir den Reichstag. Ich fühle einerseits, daß
die Zeit drängt, soll nicht der letzte Fnnke des Vertrauens erlöschen, das in dieser
Frage Deutschlands Völker ans Deutschlands Negierungen setzen; ich sehe anderer¬
seits keinen andern, keinen bessern Ausweg, und darum ist und bleibt mein Wahl-
spruch: „„mit Prenßen und durch Preußen zu Deutschland.""

Bei diesem Schluß der Rede ward das Bravo auf den Gallerten besonders
auf derjenigen der Mitglieder der zweiten Kammer so laut, daß der Präsident
daran erinnern mußte, wie es Pflicht jedes Anwesenden im Saale sei, die Ruhe
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und Würde der Versammlung nicht durch Ausdrücke des Gefühls zu stören „wie
gerechtfertigt im einzelnen Falle dieses Gefühl vielleicht sein möge."

, Die Freude an dieser Rede, wenn auch uicht die Bewunderung des Redners,
ward sehr getrübt durch deu Gedauken an ihre praktische Erfolglosigkeit. Denn
wer auch nicht schon aus den Privatvcrhandlungen außerhalb der Kammer erfahren
hatte, daß-die Sache des Auschlnsses in dieser Kammer als eine völlig verzweifelte
selbst von ihren eignen Anhängern betrachtet werde, der mußte aus dein Gange der
Debatte entnehmen, daß sie es wirklich sei. Man übersah sehr bald, daß den
Anhängern des BundeSstaateS jeder Znsammenhalt, jeder Plan cinmüthigen Han¬
delns und gegenseitiger Unterstützung fehle. Was half es unter solchen Umständen,
daß der Führer mit starkein Arm eine breite Gasse in die feindlichen Reihen brach?
was half es, daß er am Ende deö Gefechts noch einmal mit scharfen Hieben hier
und dort uud nach allen Seiten hin die Gegner niedermachte? Er blieb verein¬
zelt, von Wenigen rückhaltöloö gefolgt, von Andern halb unterstützt, halb bekämpft,
von Manchen, die unter derselben Fahne zn fechten vorgaben, sogar im Rücken
angegriffen. In wohlgemeinter, aber wenig bedeutender Rede suchte uach Carlowitz
Küttner die gemeinsamen Anträge zu verfechten, in etwas schlagenderer, praktisch
populärer Beweisführung trat ihm Kretschmar zur Seite. W einlig, von dessen
staatswirthschastlicher Einsicht man eine gründliche Erörterung der materiellen Seiten
der Frage, von dessen politische^ Autorität als Mitglied deS im Mai vor. I. um der
Ncichsversassung nullen zurückgetretcueu Ministeriums man einen entscheidenden
Einfluß zu Gunsten des Anschlusses an den Buudcsstaat (als dessen erklärter An¬
hänger er bekannt war) gehofft hatte, vertiefte sich in allerhand unpraktische Sub-
tilitäten in Betreff des Vorbehalts uud stellte schließlich verschiedene besondre Anträge,
die schwerlich eine Mehrheit für sich zu gewinnen, wohl aber die Mehrheit für die
Hauptanträge, wenn, eine solche überhaupt möglich war, zu beeinträchtigen Aussicht
hatten. Noch größere Verwirrung brachte Metzler in die Reihen der Partei,
als er eine Verschiebung der Beschlußfassung über sämmtliche Anträge bis dahin
verlangte, wo das Ministerium die versprochenen Mittheilungen über seiue Unter¬
handlungen mit Baiern und Würtemberg geinacht haben würde, „längstens jedoch
auf 14 Tage." Zum Glück machte der Minister diesen Fehler wieder gut, indem
er ruudweg erklärte: die Regierung könne gar nichts Bestimmtes darüber.sagen,
bis zu welcher Zeit sie im Staude sein werde, die gewünschten Mittheilungen zn
macheu. Dadurch gewann Metzler die Gelegenheit eines leidlichen Rückzugs;
er verwahrte sich gegen den seinem Antrag beigemessenen Charactcr eines „Ver¬
trauensvotums," versicherte mit etwas trotzigem Tone, „daß seine Geduld unn
auch zu Ende sei," uud zog den Antrag zurück. Der Berichterstatter endlich —
ja was wollte er denw eigentlich? Er bezeichnete seine Anträge als „eine politi¬
sche Demonstration, nin der Regierung klar und augenscheinlich vor Augen zn
legen, daß das sächsische Volk den lebhafte» Wunsch hege, in der deutschen Ver-
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fassuugsfrage mit dem Brudervolk? in Preußen Hand in Hand zu gehen;" aber
er gab der Regierung vollkommen Recht, daß sie in das Bündniß mit Prcnßen
ohne Baicrn und Würtemberg nicht eintreten wolle; er meinte „Sachsen habe
Zeit zu warten;" er pvlemisirte gegen Preußen, gegen dessen mangelhaften Con-
stitutioualismuö, gegen die Bestrebungen der Aristokratie daselbst — mit einein
ziemlich vcrstäudlicheu Seitenhiebe ans Carlowitz — obgleich er zuvor gesagt hatte:
Preußeu habe deu Beruf, in der Entwickelung des konstitutionellen Lebens für
Deutschland voranzugehen. Alles in Allem wollte er nichts Anderes, als die Re¬
gierung, nämlich: abwarten; — aber was? — von Neuem unterhandeln — aber
auf welcher Basis? zu welchem bestimmten Endzweck? Das wußte er wohl uicht,
wenigstens sagte er nichts Klares darüber nnd Carlowitz hatte unstreitig Recht,
weim er deu Schenk'schen Antrag ebenfalls ein bloßes Vertrauensvotum für
die Regierung uaunte.

So stand es auf Seiten Derer, die wenigstens nicht von Haus aus gegen
den Anschluß au Preußeu waren. Ihnen gegenüber bildete sich eine cvmpacte
Ncpcalpartei, allerdings ans den verschiedmartigsten Elemeittett gemischt, aber zu¬
sammengehalten dnrch die gemeinsame vi8 wei-tmv, die gemeinsame Politik des
Negireus. Der Republikaner Watzdors, welcher die Frankfurter NeichSverfassnng
um ihres erblichen Kaisers willeu perhorrescirt, sich aber jetzt,doch derselben als
Waffe gegen die „verwerfliche" Verfassung vom 2L. Mai bediente, verlangte in
Gemeinschaft mit dem Großdentscheil Mammen eine neue Nationalversammlung,
von welcher Mammen die Errichtung einer Directorialverfassnng, Watzdorf
die einer republikanischen Spitze erwartete. Hand in Hand mit diesen Beiden
ging Poppe, der mehr als konservative Kramermeister von Leipzig, er, dem die
Frankfurter Verfassung ebensogut wie die vom 26. Mai eine „Chimäre" ist, der
den Spruch des Ministers v. Benst: „ein wahrer deutscher Patriotismus müsse
ans eiuem warmen Localpatriotismus fnßen" in jener schonen Uebertreibung auf¬
faßt, vermöge deren ihm Sachsen über Deutschland, Leipzig über Sachsen, sein
Geschäft aber über Alles geht; der iu gleisnerischer Gnnstbnhlerei mit der Linken
Besorgnisse heuchelt wegen der dnrch die Berührung mit Preußen gefährdeten
„freisinnigen Institutionen" Sachsens, und schließlich Alles der Negierung ver¬
trauensvoll anheimgibt, die „einen edleren und sicheren Weg" der Einigung
Deutschlands fiudeu werde, im Stilleu aber hofft, sie werde gar keinen finden
und folglich Alles beim Alten bleiben. Sie Alle wollten Nichts! Nichts! Nichts!
Die Einen, weil sie ihre Zeit noch nicht für gekommen halten, die Andern, weil
ihnen überhaupt jede große nationale Gestaltung zuwider ist und sie sich am be¬
haglichsten fühlen in dem engen Winkel ihres „ Localpatriotismns." Der schlaue
Schweiger Joseph sprach kein Wort bei der Verhandlung, sondern brachte nur
den Antrag ciu, die Beschlußnahme über die Anträge von Schenck, Küttner nnd
Carlowitz „auf unbestimmte Zeit" zu vertagen. Das hieß, das Abwarten
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und Nichtsthun zum System erheben. Cousequcut war das mindestens, und prak-
tisch dazu, denn aus diese Weise präjudicirte man sich jedenfalls am Wenigsten.

Die Kammer verwarf zwar diesen Autrag mit 25 gegen 19 Stimmen , aber
sie brachte ihn gleichwohl auf auderm Wege zur Verwirklichung, indem sie alle
Anträge ablehutc uud Nichts beschloß. ES war ein schmerzlicher Eindruck, der
die zahlreich besetzten Galleneu durchzuckte, als der Präsident dieses negative Er¬
gebniß der Abstimmungverkündigte. Der deutsche Buudeöstaat war um eine
Hvffmmg ärmer, die Geschichte der deutschen Volksvertretung nm eine traurige
Erfahrung reicher geworden. Aber um dcu Muud des KramcrmcistersPoppe
spielte das gewöhnliche höhnische Lächeln, der Minister v. Benst konnte nur mit
Mühe seiue Freude verbcrgcu, und Joseph erklärte diesen Tag für einen der
glücklichsten seines Lebens.

Das warcu die Verhandlungen der ersten sächsischen Kammer von 1850 über
die deutsche Frage!

Das Parlament der deutschen Union und die Liga.

Die Parlamentshäuser zu Erfurt haben sich cvnstitnirt, die Geschäftsordnung
ist vorläufig angenommen, die Abtheilungenprüfen die Vollmachten der Mitglie¬
der, die Botschaften des Verwaltungsrathcs sind dem Parlament mitgetheilt und
die Commissionen für dieselben werden gebildet. Unter dcu Männeru aber, welche
dort versammelt sind, zeigt sich uebeu der ernsten Empsindnng, daß ihre Thätig¬
keit verhäugnißvoll für Deutschland ist, auch frischer Muth und das fröhliche
Vertrauen, welches durch ein politisches Zusammenlebenbedeutender Kräfte her¬
vorgebracht wird. Der energische Wille, welcher sich jetzt im Gebiet der Union
zeigt, hat die entsprechende negative Spannung in den Ländern der Liga hervor¬
gerufen, das Bündnis; der drei Königreiche, ein schlaues Verspreche» des Bei¬
tritts vou Oestreich, die Throurede des Königs von Würtemberg.

Ueber das Bündnis; der drei Königreiche ist in allen Zeitungen unserer Par¬
tei so Vieles und Gutes gesagt worden, daß wenig Neues beizubringen sein
dürste. Es erschien in der Form ciues Protokolls, welches die Gruudzüge ei¬
ner neueu Föderation Deutschlands cuthalt, eiuer uuvollstäudigeu, uupraktischen
und — wie die Sachen jetzt stehen — unausführbaren Föderation. Eine Bun¬
desregierungaus sieben Mitgliedern (Oestreich, Preußen, Baiern, Sachsen, Han¬
nover, Würtemberg, die beiden größeru Hessen") welche an Jnstructioucu ihrer

*) Baden nicht und die Mcktcnvingcr nicht.
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